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Am 10. Mai 2010 traf in Tie-
ßau/Elbe ein Schiff mit einer 
größeren stelzenförmigen An-
lage ein, die in den späten 
Abendstunden auf einen Tief-
transporter geladen wurde.
Zielort war Gorleben. Bei dem 
Schwertransport handelte es 
sich um eine Anlage zur Ein-
lagerung von hochradioakti-
vem Atommüll in senkrechte 
Bohrlöcher. Darauf machte 
jetzt die Bürgerinitiative (BI) 
Umweltschutz Lüchow-Dan-
nenberg aufmerksam. Schon 
vor zwei Jahren hatte die BI 
auf entsprechende technische 
Entwicklungen der Deutschen 
Gesellschaft für den Bau und 
Betrieb von Endlagern für Ab-
fallstoffe (DBE) hingewiesen. 
In ihrer Versuchsanlage in 
Landesbergen/Weser, in der 
Halle eines ausgedienten Koh-
lekraftwerks, wurde von der 
DBE-Tec in Kooperation mit 
der Gesellschaft für Nuklear-
service (GNS) das Hantieren 
mit den sogenannten BSK-3-
Kokillen erprobt.

„Im Klartext: Die DBE als 
Gorleben-Generalunternehme-
rin setzt mit Wissen und wahr-
scheinlich sogar mit finan-
zieller Unterstützung des Bun-
desamtes für Strahlenschutz 

(BfS) auf die behälterlose Ein-
lagerung hochradioaktiver Ab-
fälle in den Salzstock Gorle-
ben. Das ist in vielfacher Hin-
sicht ein empörender Akt“, er-
klärt BI-Sprecher Wolfgang 
Ehmke: „Schon wieder wer-
den Fakten geschaffen, die auf 
Gorleben zugeschnitten sind. 
Angeblich ist laut Norbert 
Röttgen, dem CDU-Bundes-
umweltminister, eine ergeb-
nisoffene Prüfung Gorlebens 
beantragt, in Wirklichkeit 
wird schon der Maschinen-
park für die kostengünstigste 
und platzsparendste Variante 
der Einlagerung erprobt.“

Die Gesellschaft für Nuklear-
service (GNS) und die Gorle-
ben-Generalunternehmerin 
DBE, zu 75 Prozent im Besitz 
der GNS, verspottet mit der 
Entwicklung und dem An-
transport der Anlage das 
beschwichtigende Gerede von 
einem Mehrbarrierenkonzept 
bei der Einlagerung hochra-
dioaktiver Abfälle, das an-
geblich einen gestaffelten 
Schutz gegen das Austreten 
von Radionukliden in die Bio-
sphäre gewährleisten sollte. 
Geplant war bisher eine Um-
lagerung hochradioaktiver 
Brennstäbe oder verglaster 

Abfälle aus den tonnenschwe-
ren Castor- in sogenannte 
Pollux-Behälter. Diese sollten 
unter anderem ein Bergen der 
Behälter möglich machen, 
sollte es in den ersten 500 Jah-
ren nach der Einlagerung zu 
einer Havarie wie in der Asse 
oder in Morsleben kommen. 
Wolfgang Ehmke: „Schon 
Sigmar Gabriel (SPD) wollte 
als Umweltminister auf die 
Barriere ‚Deckgebirge’ über 
einem Salzstock verzichten. 
Jetzt kommt es noch toller: 
Die GNS plant das Versenken 
hochradioaktiver Abfälle in 
Bohrlöchern, eine Rückhol-
barkeit von Abfällen ist dabei 
nicht angedacht. Bei der an-
gelieferten Anlage wird es nur 
eine Abschirmung der hoch-
radioaktiven Abfälle beim 
Handling geben, dann heißt es 
plumps, ab ins Bohrloch ú
ähnlich wie beim Verstürzen 
der Abfälle in der Asse. So 
wird die Politik demaskiert: 
Diese Konzeption verrät, wie 
klein Langzeitsicherheit bei 
der Endlagerung geschrieben 
wird und was in Gorleben ge-
plant wird.“

Die DBE-Tec berichtet über 
ihr Vorhaben offen unter: 
www.dbetec.de/de/ueber-uns/
veranstaltungen/versuchsstand
-eroeffnung/

Wieder Stacheldraht um 
Gorleben

Das Gelände des „Erkun-
dungsbergwerks Gorleben“
wurde wieder mit Stacheldraht 
umzäunt. Das meldete die 
Bürgerinitiative Umwelt-
schutz Lüchow-Dannenberg 
am 25. Mai 2010. Mit Beginn 
des Gorleben-Moratoriums im 

Jahre 2000 waren unter der 
Ägide von Bundesumweltmi-
nister Jürgen Trittin (Grüne) 
die Wasserwerfer und der 
Natodraht abgebaut worden: 
„Die Wiederaufnahme der 
Baumaßnahmen in Gorleben 
werfen ihren Stacheldraht-
Schatten auf das umstrittene 
Projekt“, kritisiert die Bür-
gerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg (BI). 
Statt eines Abbruchs und des 
Rückbaus der gescheiterten 
Endlagererkundung in Gorle-
ben, gehe es nun mit Stachel-
draht und Polizei weiter. „So-
viel zum Bürgerdialog und zur 
Fairneß, die der Bundesum-
weltminister Norbert Röttgen 
(CDU) reklamiert“, erklärt BI-
Sprecher Wolfgang Ehmke. 
„Die Gorlebenmacher haben 
Angst vor dem Bürgerpro-
test!“

Die Stacheldrahtaktion rief die 
Gorleben-Gegner bereits am 
Pfingstmontag auf den Plan,
um sich bei einem spontan 
verabredeten Protest ein Bild 
von der Einigelungsaktion der 
Deutschen Gesellschaft zum 
Bau und Betrieb von Endla-
gern für Abfallstoffe (DBE) 
zu machen, die in Gorleben im 
Auftrag des Bundesamtes für 
Strahlenschutz (BfS) den 
Salzstock in Teilen bereits als 
Endlager ausgebaut hat. Der-
zeit ist ein Antrag des Bun-
desumweltministeriums beim 
niedersächsischen Landesamt 
für Bergbau, Energie und 
Geologie (LBEG) anhängig, 
das Moratorium ab 1. Oktober 
2010 aufzuheben und mit dem 
weiteren Ausbau Gorlebens 
fortzufahren. Klagen und Pro-
testaktionen der Gorleben-

Atommüll-Lagerung

Wieder Stacheldraht 
um Gorleben
Anlage zur behälterlosen Einlagerung hochradioakti-
ver Abfälle in Bohrlöcher nach Gorleben geliefert.
Bürgerinitiative Umweltschutz: „Die Atomwirtschaft 
demaskiert die Politik.“

http://web.archive.org/web/
http://www.dbetec.de/de/ueber
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Gegner sind angekündigt: So 
wird es vom 4. bis 6. Juni 
2010 ein Informations- und 
Aktionswochenende in Gorle-
ben mit einer geplanten Um-
zingelung des „Schwarzbaus 
Gorleben“ geben. 30 Jahre zu-
vor war das Hüttendorf 1004, 
die „Republik Freies Wend-
land“, nach einer sechswöchi-
gen Besetzungsaktion von Po-
lizei und Bundesgrenzschutz

Der Ausbau des Endlagers 
Schacht Konrad in Salzgitter 
wird fast doppelt so teuer wie 
geplant. Das bestätigte ein 
Sprecher des Bundesamtes für 
Strahlenschutz gegenüber der 
NDR Fernsehsendung „Nie-
dersachsen 19.30 das Maga-
zin“. Wie der Sender am 11. 
Mai 2010 mitteilte, soll der 
Ausbau der ehemaligen Ei-
senerzgrube zu einem Endla-
ger nach aktuellen Kosten-
schätzungen jetzt 1,6 Milliar-
den Euro kosten. Noch 2009
waren die Ausbaukosten auf 
900 Millionen Euro geschätzt 
worden. Neben diesen Aus-
baukosten sind für die Erkun-
dung und Planung des Endla-
gers bis Ende 2007 bereits 
weitere rund 945 Millionen
Euro ausgegeben worden, so 
daß die Gesamtkosten nach 
aktueller Schätzung bei 2,7 
Milliarden Euro liegen.

Grundlage der neuen Zahlen 
ist eine Analyse der Deut-
schen Gesellschaft zum Bau 
und Betrieb von Endlagern 
(DBE), die mit dem Ausbau 
des Endlagers beauftragt ist. 
Daß darin die Kosten deutlich 
höher liegen als in vorange-
gangenen Schätzungen, wird 
vom Betreiber des Endlagers, 
dem Bundesamt für Strahlen-
schutz, mit höheren Bauko-
sten begründet. Die Preise für 

bestimmte Spezialtechniken 
seien gestiegen, außerdem 
gebe es im Vergleich zu frü-
heren Kostenschätzungen eine 
veränderte Marktsituation mit 
weniger Baufirmen, die vor 
Ort die Arbeiten erledigen 
können. Der DBE ist der 
Auftrag zum Ausbau des 
Endlagers Schacht Konrad 
vertraglich garantiert, einen 
Konkurrenten, der den Ausbau 
des Endlagers preiswerter an-
bieten könnte, gibt es nicht. 
Ein Sprecher des Bundesum-
weltministeriums verwies aber 
auf Verhandlungen über eine 
Änderung des Kooperations-
vertrags, um günstigere Be-
dingungen für den Bund zu er-
reichen. Dies sei eine Forde-
rung des Bundesrechnungsho-
fes.

Die Kosten für das Endlager 
Schacht Konrad werden zu 65 
Prozent von den Betreibern 
der Atomkraftwerke getragen, 
zu 35 Prozent vom Bund. 
Grundlage ist die Endlager-
vorausleistungsverordnung, 
nach der die Abfallverursa-
cher für die Kosten der Endla-
gerung aufkommen müssen. 
Im Schacht Konrad sollen 
schwach- und mittelradioakti-
ve Abfälle endgelagert wer-
den. Sie stammen zum einen 
Teil aus Atomkraftwerken, 
zum anderen aus staatlichen 

Einrichtungen, zum Beispiel
aus den Kernforschungszen-
tren. 

Buchmarkt

Über die 
Endlagerung 
hochradioak-
tiver Abfälle
Im Mai 2010 hat jetzt das In-
stitut für Technikfolgenab-
schätzung und Systemanalyse 
(ITAS) am Karlsruher Institut 
für Technologie (KIT) in Zu-
sammenarbeit mit dem Bun-
desministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU) die Print-Ver-
sion der Tagungsdokumenta-
tion zum Internationalen 
Endlagersymposium Berlin 
2008 vorgelegt. Strahlentelex 
hatte in der Ausgabe Nr. 526-
527 vom 4. Dezember 2008 
ausführlich über die Tagung 
berichtet (www.strahlentelex. 
de/Stx_08_526_S06-07.pdf).

Im Oktober 2002 hatte der 
drei Jahre zuvor vom damali-
gen Umweltminister Jürgen 
Trittin eingerichtete „Arbeits-
kreis Auswahlverfahren End-
lagerstandorte (AkEnd)“ seine 
Kriterien und Verfahrensvor-
schläge zur Auswahl eines 
Endlagerstandortes für hoch-
radioaktive, wärmeentwik-
kelnde Abfälle präsentiert. 
Ende 2002 beendete der 
AkEnd seine Arbeit und da-
nach wollte das Bundesum-
weltministerium darüber eine 
öffentliche Diskussion führen 
und schließlich das Auswahl-
verfahren verbindlich werden 
lassen. Das fand danach sechs 
Jahre lang nicht statt. Auf der 
Tagung Ende 2008 wurde
schließlich dafür geworben, 
nun damit zu beginnen.

Peter Hocke (ITAS im KIT), Ge-
org Arens (BMU) (Hg.): Die 
Endlagerung hochradioaktiver 
Abfälle. Gesellschaftliche Erwar-
tungen und Anforderungen an die 
Langzeitsicherheit. Tagungsdoku-
mentation zum „Internationalen 
Endlagersymposium Berlin, 30.

10. bis 01.11.2008“, Karlsruhe/ 
Bonn/Berlin Version 12.04.2010,
158 S. A4. Eine pdf-Version gibt 
es unter www.itas.fzk.de/v/endla
gersymposium/Tagungsdokument
ation_Symposium_final.pdf 

Atomwirtschaft

Laufzeitver-
längerung für 
Biblis A
gekauft
Der Energiekonzern RWE er-
warb von seinem Konkurren-
ten Eon ein von dem im Jahre 
2003 stillgelegten Atomkraft-
werk Stade übrig gebliebenes 
Stromkontingent von 4,8 Te-
rawattstunden, um damit dem 
ältesten deutschen Atom-
kraftwerk Biblis A eine Lauf-
zeitverlängerung zu ermögli-
chen. Das teilten die beiden 
Konzerne am 9. Mai 2010 
nach der Schließung der 
Wahllokale in Nordrhein-
Westfalen mit. Der Vertrag sei 
am Tag zuvor unterzeichnet 
worden. Über die Konditionen 
dieses Geschäfts wurde nichts 
mitgeteilt. SPD, Grüne, Linke 
und Umweltverbände griffen 
den Handel scharf an. Nach 
einer „ersten Einschätzung“ 
gebe es jedoch „kein rechtli-
ches Hindernis“, erklärte das 
Bundesumweltministerium.

Rechnerisch würde das von 
RWE erworbene Stromkon-
tingent ausreichen, das 1.200 
Megawatt-AKW Biblis ein 
halbes Jahr unter Volllast zu 
betreiben. Zur Zeit läuft es je-
doch nur mit halber Leistung 
um müßte Anfang 2011 vom 
Netz gehen. Jetzt könnte es 
noch etwa zwei Jahre weiter 
Strom erzeugen. RWE will 
verhindern, daß der Reaktor 
vom Netz gehen muß, bevor 
Entscheidungen über eine von 
der Regierungskoalition beab-
sichtigte generelle Laufzeit-
verlängerung für Atomkraft-
werke gefallen sind. Das 
Energiekonzept der Bundesre-
gierung soll im Oktober 2010 
vorliegen. 

dem Erdboden gleichgemacht
worden. Für die Bürgerinitia-
tive Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg und Unterstützer-
gruppen soll dieses Wochen-
ende der Auftakt zu einer Mo-
bilisierung sein, „um im 
Herbst beim nächsten Castor-
transport der schwarz-gelben 
Bundesregierung die rote Kar-
te in Sachen Atomkraft und 
Gorleben zu zeigen.“ 

Atommüll

Das Endlager Schacht 
Konrad wird deutlich 
teurer als geplant

http://www.itas.fzk.de/v/endla

